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Sehr geehrte Frau Bundesminister, 
 
 
am 6.6.2006 habe ich beim BG Baden einen Antrag auf Besuchsrecht zu meinem Sohn 
Christopher eingebracht. Dieser war damals noch nicht einmal 2 Jahre alt. 
Der zuständige Richter Mag. Lughofer hat ursprünglich als Übergangslösung lediglich ein 
begleitetes Besuchsrecht im Rahmen von sogenannten ‚Besuchscafes’ festgelegt. 
 
Inzwischen hat sich folgendes ereignet: 

• Es liegen positive Stellungnahmen von Betreuerinnen in zwei unterschiedlichen 
Besuchscafes über meinen Umgang mit meinem Sohn vor. 

• Es liegt ein positives psychologisches Gutachten vor, das von der Kindsmutter 
entgegen der Einschätzung des Richters selbst mit der Begründung angeblicher 
Gewaltbereitschaft meinerseits verlangt wurde. 
In diesem Gutachten wird ausdrücklich festgestellt, dass keine Einwände seitens des 
Gutachters zu unbegleiteten Besuchen bestehen. 

• Die Kindsmutter wurde rechtskräftig wegen Verweigerung des Besuchsrechts zu einer 
Geldstrafe verurteilt. 
In den Ausführungen des Berufungsgerichts LG Wr. Neustadt wird sogar angeführt, 
dass durch das Verhalten der Kindsmutter deren Erziehungsfähigkeit in Frage gestellt 
werden könnte. 

 
 
Bei der letzten Verhandlung über die ggst. Besuchsregelung am 14.12.07 war das Vorgehen 
der Kindsmutter, vertreten durch Fr. Dr. Gabriele Schubert, in jeder Hinsicht auf weitere 
Verzögerung ausgelegt. Ich habe Herrn Mag. Lughofer auch noch während der Verhandlung 
explizit darauf aufmerksam gemacht. Nachdem Herr Mag. Lughofer zum wiederholten Male 
erneut erkannt hatte, dass aufgrund des Verhaltens der Kindsmutter keine Aussicht auf 
Einigung der Eltern über eine Besuchsregelung zu erwarten ist, hat er die Einholung eines 



weiteren Gutachtens beschlossen und das Verfahren damit wieder einmal auf unbestimmte 
Zeit verzögert. 
 
Frau Minister, ich frage Sie nun: 

• Sind Sie der Meinung, dass in einem solchen Fall wie dem meinen, bei dem alle 
denkbaren Entscheidungsgrundlagen vorliegen und eindeutig für die Festlegung eines 
unbegleiteten Besuchsrechts sprechen, weitere Gutachten als Entscheidungshilfe für 
einen Richter zu beauftragen sind? 

• Ist es nicht einzig Entscheidungsunwilligkeit ja sogar –unfähigkeit, wenn in meinem 
Fall statt einer Entscheidung weitere Gutachten verlangt werden? 

• Liegt hier nicht eine verantwortungslose Verschwendung von Zeit und Geld - unter 
anderem Geld der Steuerzahler - durch das Vorgehen des Richters selbst vor? 

• Bei aller Unabhängigkeit der Justiz … Welche Möglichkeiten haben Sie als 
Familienministerin gegen willkürliche Verzögerungen von Verfahren einzuschreiten. 
Welche Möglichkeiten habe ich als Betroffener? 

• Hier geht es um Besuche, die für das Wohl eines Kindes von erheblicher 
Bedeutung sind! … Wird hier nicht vom Richter das Wohl des Kindes zur Gänze 
außer acht gelassen, ja geradezu gefährdet und bereits tatsächlich stark 
beeinträchtigt? 

• Sehen Sie im Vorgehen der Justiz explizit 
Gefahren für die gesunde soziale und 
psychische Entwicklung unserer Kinder? 

• Wie stehen Sie als verantwortliche Ministerin 
dazu, dass ich aufgrund des schädlichen 
Verhaltens einer Kindsmutter und dem 
völligen Versagen des Rechtssystems keine 
menschenwürdige Möglichkeit habe, meinem 
Sohn sein Weihnachtsgeschenk zu 
übergeben? 
 
 

 
 
 

mit freundlichen Grüßen 
 
 Dipl.Ing. Gerald Zeiner 
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